
BUNDESVERFASSUNGSGERICHT
- 1 BvR 472/14 -

IM NAMEN DES VOLKES
In dem Verfahren

über
die Verfassungsbeschwerde

der Frau M…,

- Bevollmächtigte: Rechtsanwältin Almut Prang,
Markt 11-12, 23812 Wahlstedt -

gegen a) den Beschluss des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts
vom 28. Januar 2014 - 15 UF 165/13 -,

b) den Beschluss des Amtsgerichts Bad Segeberg
vom 27. September 2013 - 13a F 40/13 -

hat das Bundesverfassungsgericht - Erster Senat -
unter Mitwirkung der Richterinnen und Richter

Vizepräsident Kirchhof,
Gaier,
Eichberger,
Schluckebier,
Masing,
Paulus,
Baer,
Britz

am 24. Februar 2015 beschlossen:
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1. Die Beschlüsse des Amtsgerichts Bad Segeberg vom
27. September 2013 - 13a F 40/13 - sowie des Schleswig-
Holsteinischen Oberlandesgerichts vom 28. Januar 2014
- 15 UF 165/13 - verletzen die Beschwerdeführerin in ihrem
allgemeinen Persönlichkeitsrecht (Artikel 2 Absatz 1 in Ver-
bindung mit Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes) und in
ihrem Grundrecht aus Artikel 2 Absatz 1 des Grundgeset-
zes in Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip (Artikel 20
Absatz 3 des Grundgesetzes). Der Beschluss des Schles-
wig-Holsteinischen Oberlandesgerichts vom 28. Januar
2014 - 15 UF 165/13 - wird aufgehoben und die Sache an
das Schleswig-Holsteinische Oberlandesgericht zurückver-
wiesen.

2. Das Land Schleswig-Holstein hat der Beschwerdeführerin
ihre notwendigen Auslagen für das Verfassungsbe-
schwerdeverfahren zu erstatten.

G r ü n d e :

A.

Die Verfassungsbeschwerde betrifft die Frage, ob es mit dem Grundgesetz
vereinbar ist, dass die Gerichte die Beschwerdeführerin auf der Grundlage von
§ 1353 Abs. 1 in Verbindung mit § 242 BGB dazu verpflichtet haben, als Mutter
eines Kindes dessen vormals rechtlichem Vater („Scheinvater“) nach erfolgreicher
Vaterschaftsanfechtung Auskunft über die Person des mutmaßlich leiblichen
Vaters zu erteilen, damit der Scheinvater gegen den leiblichen Vater den Unter-
haltsregressanspruch nach § 1607 Abs. 3 BGB durchsetzen kann.
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I.

Die erfolgreiche Anfechtung der Vaterschaft (§§ 1599 ff. BGB) führt zu deren
rückwirkender Beseitigung. Ebenfalls rückwirkend entfallen damit die Unterhalts-
ansprüche des Kindes gegen den rechtlichen Vater. In dem Umfang, in dem die-
ser bis dahin tatsächlich Unterhalt geleistet hat, gehen die Unterhaltsansprüche
des Kindes gegen den leiblichen Vater auf den ehemals rechtlichen Vater über
(§ 1607 Abs. 3 Satz 1 und 2 BGB). Einen Unterhaltsregressanspruch des Schein-
vaters kennt das Bürgerliche Gesetzbuch bereits seit dem Gesetz über die rechtli-
che Stellung der nichtehelichen Kinder von 1969 (§ 1615b Abs. 1 Satz 1 und
Abs. 2 BGB a.F.).

Zur Geltendmachung des Regressanspruchs nach § 1607 Abs. 3 Satz 1 und 2
BGB ist der Scheinvater jedoch auf die Kenntnis der Person des leiblichen Vaters
angewiesen. Fehlt ihm diese Kenntnis, stellt sich die Frage, ob er von der Mutter
Auskunft darüber verlangen kann, wer als mutmaßlich leiblicher Vater in Betracht
kommt. Ein solcher Anspruch ist nicht ausdrücklich geregelt.

Der Bundesgerichtshof hat in einer Entscheidung vom 9. November 2011
(BGHZ 191, 259 ff.) dem Scheinvater einen gemäß § 242 BGB auf Treu und
Glauben gestützten Auskunftsanspruch zuerkannt. Das durch die Auskunftspflicht
berührte allgemeine Persönlichkeitsrecht der Mutter wiege in Fällen, in denen sie
den Mann zur Abgabe eines Vaterschaftsanerkenntnisses veranlasst habe, regel-
mäßig nicht schwerer als der Anspruch des Scheinvaters auf effektiven Rechts-
schutz. In einem Beschluss vom 20. Februar 2013 (BGHZ 196, 207 ff.) hat der
Bundesgerichtshof entschieden, dass auch die mit dem Scheinvater verheiratete
Mutter nach erfolgreicher Vaterschaftsanfechtung zur Auskunft verpflichtet sein
könne. In einem weiteren Beschluss hat der Bundesgerichtshof hervorgehoben,
dass der Auskunftsanspruch stets die Zumutbarkeit der Auskunftserteilung
voraussetze und das allgemeine Persönlichkeitsrecht der Mutter sowie der An-
spruch des Scheinvaters auf effektiven Rechtsschutz im Einzelfall gegeneinander
abzuwägen seien (BGH, Beschluss vom 2. Juli 2014 - XII ZB 201/13 -, FamRZ
2014, S. 1440 ff.).

II.

Die damals zwanzigjährige Beschwerdeführerin führte mit dem Antragsteller
des Ausgangsverfahrens (im Folgenden: Antragsteller) - dem späteren Schein-
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vater - eine Beziehung, während derer sie schwanger wurde. Die Beschwerdefüh-
rerin hatte zu diesem Zeitpunkt bereits ein anderes wenige Monate altes Kind. Vor
der Geburt dieses ersten Kindes hatten die Beschwerdeführerin und der Antrag-
steller bereits eine sexuelle Beziehung unterhalten, der das erste Kind aber nicht
entstammt. Nachdem die Beschwerdeführerin und der Antragsteller infolge der
zweiten Schwangerschaft geheiratet hatten, wurde die zweite Tochter der Be-
schwerdeführerin Anfang Oktober 1991 ehelich geboren, so dass der Antragsteller
nach § 1592 Nr. 1 BGB rechtlicher Vater dieses Kindes wurde. Die Beschwerde-
führerin erwähnte gegenüber dem Antragsteller nicht, dass auch eine andere Per-
son als Erzeuger des Kindes in Betracht kam, behauptete aber auch nicht aus-
drücklich, dass der Antragsteller der leibliche Vater sei. Im Jahr 1994 eröffnete die
Beschwerdeführerin dem Antragsteller in einem Brief die Möglichkeit, dass er nicht
der leibliche Vater sein könnte. Im Jahr 1995 wurde die Ehe geschieden. Der An-
tragsteller beantragte das alleinige Sorgerecht für die Tochter. Daraufhin lebte das
Kind jedenfalls zeitweise bei ihm. Sowohl der Antragsteller als auch die Be-
schwerdeführerin zahlten zeitweise Kindesunterhalt.

Im Jahr 2010 focht der Antragsteller erfolgreich die Vaterschaft an. Im Oktober
2012 forderte er die Beschwerdeführerin zwecks Durchsetzung seines Unterhalts-
regressanspruchs aus § 1607 Abs. 3 Satz 1 und 2 BGB auf mitzuteilen, wer der
mutmaßlich leibliche Vater ihrer Tochter ist. Die Beschwerdeführerin verweigerte
die Auskunft. Daraufhin nahm der Antragsteller die Beschwerdeführerin im Aus-
gangsverfahren auf Auskunft in Anspruch.

III.

1. Das Amtsgericht verpflichtete die Beschwerdeführerin mit angegriffenem
Beschluss, dem Antragsteller Auskunft über die Person des mutmaßlichen Vaters
des Kindes zu geben. Der Anspruch folge aus § 1353 Abs. 1 in Verbindung mit
§ 242 BGB. Die für eine Auskunftsverpflichtung geforderte Sonderrechtsverbin-
dung ergebe sich aus der Ehe der Beteiligten. Das Persönlichkeitsrecht der Be-
schwerdeführerin sei nicht vorrangig, da sie den Antragsteller, der bei Eingehung
der Ehe davon ausgegangen sei, der Vater des Kindes zu sein, nicht darüber auf-
geklärt habe, dass nicht er allein als biologischer Vater in Betracht komme. Nur sie
habe über das Wissen verfügt, dass sie innerhalb der Empfängniszeit Ge-
schlechtsverkehr mit einem anderen Mann gehabt habe. Der Auskunftsanspruch
sei weder verjährt noch verwirkt.
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2. Die hiergegen gerichtete Beschwerde der Beschwerdeführerin wies das
Oberlandesgericht zurück. Zur Begründung führte es aus, die Rechtsfragen zu der
aus § 242 BGB hergeleiteten Auskunftspflicht der Kindesmutter gegenüber
dem Scheinvater seien durch die Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom
9. November 2011 (BGHZ 191, 259) grundsätzlich geklärt. Im Beschluss vom
20. Februar 2013 (BGHZ 196, 207) habe der Bundesgerichtshof auch die Aus-
kunftspflicht der - wie hier - geschiedenen Mutter nach der Anfechtung der eheli-
chen Vaterschaft gegenüber ihrem geschiedenen Ehemann bejaht.

Der Einwand, das dem Auskunftsanspruch vorausgegangene Vaterschafts-
anfechtungsverfahren sei verjährt beziehungsweise verwirkt gewesen, sei ange-
sichts der rechtskräftigen Feststellung des Nichtbestehens der Vaterschaft uner-
heblich. Der weitere Einwand, auch der Regressanspruch gegen den biologischen
Vater sei verjährt und verwirkt, stehe weder dem Rechtsschutzbedürfnis noch dem
Auskunftsanspruch in der Sache entgegen.

Es könne dahinstehen, ob die Heirat vorwiegend auf Betreiben des Antragstel-
lers oder der Beschwerdeführerin erfolgt sei. Denn es sei ohne weiteres davon
auszugehen, dass ersterer, wie er dargelegt habe, die Ehe nicht geschlossen hät-
te, wenn er Zweifel an seiner Vaterschaft gehabt hätte, die bei ihm unstreitig frü-
hestens 1994 aufgekommen sein könnten. Unerheblich sei insoweit auch, ob die
Beschwerdeführerin seinerzeit selbst davon ausgegangen sei, der Antragsteller
sei der Vater. Weil sie in der Empfängniszeit Verkehr mit einem anderen Mann
gehabt habe, habe sie über ein Wissen verfügt, das ihre behauptete Sicherheit
über die Vaterschaft des Antragstellers nicht gerechtfertigt habe.

Die Auskunftserteilung sei der Beschwerdeführerin zumutbar und die diesbe-
zügliche Verpflichtung verletze nicht ihr allgemeines Persönlichkeitsrecht. Dieses
wiege auch in Fällen einer Eheschließung während der Schwangerschaft nicht
stärker als der Anspruch des Antragstellers auf effektiven Rechtsschutz, wenn
nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs schon die von der Mutter ver-
anlasste Abgabe eines Vaterschaftsanerkenntnisses in nichtehelichen Beziehun-
gen ihr Persönlichkeitsrecht zurücktreten lasse.

Die Verpflichtung zur Auskunft über die Person des mutmaßlichen Vaters be-
rühre zwar das Persönlichkeitsrecht der Beschwerdeführerin, das auch das Recht
auf Achtung der Privat- und Intimsphäre umfasse und zu dem die persönlichen,
auch geschlechtlichen Beziehungen zu einem Partner gehörten. Das allgemeine
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Persönlichkeitsrecht schütze die Befugnisse des Einzelnen, grundsätzlich selbst
darüber zu entscheiden, inwieweit und wem gegenüber er persönliche Lebens-
sachverhalte offenbare. „Ein solcher Eingriff“ liege hier jedoch nicht vor. Aufgrund
der erfolgreichen Anfechtung der Vaterschaft durch den Antragsteller stehe ohne-
hin fest, dass die Beschwerdeführerin in der Empfängniszeit mit einem anderen
Mann geschlechtlich verkehrt habe. Es gehe also nur noch um die Frage, wer als
Vater in Betracht komme. Bei der gebotenen Interessenabwägung der beiderseiti-
gen Rechte sei zu berücksichtigen, dass das allgemeine Persönlichkeitsrecht der
Beschwerdeführerin durch das Recht des Antragstellers auf effektiven Rechts-
schutz begrenzt sei. Ohne eine Auskunft der Beschwerdeführerin zu der Person,
die ihr während der Empfängniszeit beigewohnt habe, könne der Antragsteller den
Anspruch auf Unterhaltsregress nicht durchsetzen.

IV.

Die Beschwerdeführerin rügt mit ihrer Verfassungsbeschwerde eine Verlet-
zung ihres allgemeinen Persönlichkeitsrechts aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit
Art. 1 Abs. 1 GG.

Sie habe zur Zeit der Zeugung des Kindes entsprechend dem Wunsch des
Antragstellers mit diesem lediglich eine lockere Beziehung geführt, während derer
sie lediglich einmal Geschlechtsverkehr mit einem anderen Mann gehabt, dies
aber bei Feststellung der Schwangerschaft bereits wieder vergessen habe. Zweifel
an der Vaterschaft des Antragstellers seien bei ihr erst aufgrund des Aussehens
des Kindes aufgekommen, als dieses größer geworden sei. Sie habe jedoch nie-
mals behauptet, dass nur der Antragsteller als Vater in Betracht gekommen sei
und sie in der Empfängniszeit keinen anderen Sexualpartner gehabt habe. Dem
Antragsteller sei es wichtig gewesen, „sich die Rechte an dem Kind zu sichern“,
weshalb er auch die Beschwerdeführerin aus freien Stücken geheiratet habe. Die
Heiratspläne seien von ihm ausgegangen und von seinen Eltern forciert worden.
Die Vaterschaft habe er erst angefochten, nachdem die Tochter ihn gebeten habe,
für einen Antrag auf Ausbildungsförderung (BAföG) seine finanziellen Verhältnisse
offenzulegen. Bereits 1994 habe die Beschwerdeführerin dem Antragsteller jedoch
in einem Brief die Möglichkeit eröffnet, dass er nicht der leibliche Vater sein könn-
te.
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Obwohl damit das Anfechtungsrecht verjährt beziehungsweise verwirkt gewe-
sen sei, habe das Vaterschaftsanfechtungsverfahren Erfolg gehabt, weil das an-
waltlich nicht vertretene Kind dem Antrag letztlich nicht entgegengetreten sei.
Auch der Regressanspruch sei wegen der bereits bei der Scheidung bestehenden
Kenntnis der Möglichkeit, nicht der biologische Vater zu sein, verjährt und wegen
des Verhaltens des Antragstellers verwirkt.

Die Verpflichtung zur Auskunft stelle einen Eingriff in den unantastbaren Be-
reich des allgemeinen Persönlichkeitsrechts der Beschwerdeführerin dar. Der An-
tragsteller sei damals 27 Jahre alt gewesen, sei um einiges lebenserfahrener ge-
wesen als die damals zwanzigjährige Beschwerdeführerin und habe gewusst,
dass sie bereits ein Kind von einem anderen Mann gehabt habe. Sie habe ihn vor
der Geburt nicht aufgefordert, ihn zu heiraten oder die Vaterschaft anzuerkennen.
Beiden sei nach Feststellung der Schwangerschaft klar gewesen, dass er als
Vater in Betracht komme. Da sie ihn nicht durch falsche Angaben zur Heirat ver-
anlasst und zu diesem Zeitpunkt selbst keine Zweifel an der Vaterschaft des An-
tragstellers gehabt habe, begegne die Verpflichtung zur Auskunft erheblichen ver-
fassungsrechtlichen Bedenken. Es sei ihr nicht zuzumuten, durch Angaben zur
Person des mutmaßlichen Vaters an der Beseitigung der dem Antragsteller ent-
standenen Nachteile mitzuwirken, zumal er diese bewusst in Kauf genommen ha-
be, da er trotz des Wissens, wahrscheinlich nicht der Vater des Kindes zu sein,
sowohl das Sorgerechtsverfahren angestrengt als auch Unterhaltsleistungen er-
bracht habe. Angesichts des Nichtbestehens einer Ehe, sondern einer nur locke-
ren Beziehung mit der Beschwerdeführerin und mangels entsprechender Aussa-
gen ihrerseits, habe der Antragsteller auch nicht davon ausgehen dürfen, dass sie
keine weiteren sexuellen Kontakte gehabt habe. Es sei ihm unbenommen gewe-
sen, vor der Heirat eine Aufklärung über seine Vaterschaft herbeizuführen oder die
Eingehung der Ehe beziehungsweise eine Anerkennung der Vaterschaft von der
Feststellung seiner biologischen Vaterschaft abhängig zu machen. Die Verpflich-
tung zur Auskunft über sexuelle Beziehungen aus einer Zeit, in der die Beschwer-
deführerin mit dem Antragsteller weder verheiratet gewesen sei noch mit ihm in
einer festen Beziehung gelebt habe, stelle einen Eingriff in den unantastbaren Be-
reich privater Lebensgestaltung dar.

Sollte ein Eingriff in diesen unantastbaren Bereich des allgemeinen Persön-
lichkeitsrechts der Beschwerdeführerin zu verneinen sein, hätte zumindest die bei
zulässigen Eingriffen in das Persönlichkeitsrecht gebotene Interessenabwägung
zugunsten der Beschwerdeführerin ausfallen müssen. Der Eingriff in das Persön-
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lichkeitsrecht sei nicht verhältnismäßig. Dieses wiege in der vorliegenden
Situation, da die Beschwerdeführerin den Antragsteller nicht zur Eingehung der
Ehe veranlasst habe, stärker als der Anspruch des Antragstellers auf effektiven
Rechtsschutz zur Durchsetzung seines Unterhaltsregresses.

V.

Zum Verfahren haben der Bundesgerichtshof, der Deutsche Familiengerichts-
tag, die Wissenschaftliche Vereinigung für Familienrecht sowie der Interessenver-
band Unterhalt und Familienrecht Stellung genommen. Der Antragsteller verteidigt
in der Erwiderung auf die Verfassungsbeschwerde die angegriffenen Entschei-
dungen. Die Akten des fachgerichtlichen Verfahrens sind beigezogen worden und
liegen vor.

1. Der Bundesgerichtshof weist in seiner Stellungnahme insbesondere auf
seine beiden in der angegriffenen Entscheidung des Oberlandesgerichts zitierten
Entscheidungen hin (BGHZ 191, 259; 196, 207).

2. Der Deutsche Familiengerichtstag sowie der Interessenverband Unterhalt
und Familienrecht messen der Verfassungsbeschwerde keine Erfolgsaussichten
bei. Die angegriffenen Entscheidungen hätten die Grundrechtspositionen der Be-
schwerdeführerin in ausreichender Weise einbezogen und abgewogen. Der Deut-
sche Familiengerichtstag ist der Auffassung, eine Verpflichtung zur Auskunftsertei-
lung verletze nicht das Persönlichkeitsrecht der Beschwerdeführerin, weil es die-
ser aufgrund der Rechte des Kindes verwehrt sei, diesem gegenüber den Namen
des mutmaßlich leiblichen Vaters dauerhaft geheim zu halten. Bei einem ohnehin
schon offenbar gewordenen Mehrverkehr stelle es keinen unverhältnismäßigen
Eingriff dar, dem bisherigen rechtlichen Vater die gleichen Informationen zu ge-
ben.

3. Die Wissenschaftliche Vereinigung für Familienrecht hält die Verfassungs-
beschwerde für begründet. Die Fachgerichte hätten nicht die gebotene Abwägung
der widerstreitenden Grundrechte im Einzelfall vorgenommen. Außerdem stelle
die Nennung des konkreten Namens nicht „nur“ eine geringfügige Mehrbelastung
der Beschwerdeführerin dar, nachdem ohnehin schon feststehe, dass der Antrag-
steller nicht der Vater des Kindes sei. Die Preisgabe der Information, wen sich die
Beschwerdeführerin als Sexualpartner ausgesucht habe, sei ein empfindlicher
Eingriff in ihr Persönlichkeitsrecht. Der vorliegende Fall unterscheide sich von der
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höchstrichterlich bereits entschiedenen Konstellation, in der die Mutter die zur
rechtlichen Vaterschaft führende Vaterschaftsanerkennung aktiv herbeigeführt ha-
be. Die Gerichte hätten unberücksichtigt gelassen, dass das Kind im vorliegenden
Fall vor der Ehe gezeugt worden sei und damit aus einer Zeit stamme, als das
Vertrauen des Antragstellers, allein als Kindesvater in Betracht zu kommen, nicht
ohne weiteres gerechtfertigt gewesen sei. Wenn die Beschwerdeführerin gegen-
über dem Antragsteller schon früh Zweifel an dessen Vaterschaft geäußert habe,
habe sich der Antragsteller sehenden Auges in eine mögliche Regresssituation
begeben. Das Recht des Antragstellers auf effektiven Rechtsschutz müsse zu-
rücktreten, da er sich nach der Scheidung sogar noch aktiv um das Sorgerecht
bemüht und er mit der Tochter emotional verbunden in einer sozial-familiären Be-
ziehung gelebt habe. Rechtsvergleichend betrachtet sei der Scheinvaterregress
ohnehin kein in Europa allgemein konsentierter Wert mehr.

B.

Die zulässige Verfassungsbeschwerde ist begründet.

Die Verurteilung der Beschwerdeführerin auf der Grundlage von § 1353 Abs. 1
in Verbindung mit § 242 BGB, ihrem früheren Ehemann und vormaligen recht-
lichen Vater ihres Kindes zur Durchsetzung seines Regressanspruchs aus § 1607
Abs. 3 Satz 1 und 2 BGB Auskunft über die Person des mutmaßlichen Vaters des
Kindes zu erteilen, ist verfassungswidrig.

Die angegriffenen Entscheidungen verletzen die Beschwerdeführerin in ihrem
allgemeinen Persönlichkeitsrecht aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1
GG, weil sie die Tragweite der Grundrechte der Beschwerdeführerin verkennen.
Die Zivilgerichte haben im Ausgangsverfahren den grundrechtlichen Einfluss un-
zutreffend eingeschätzt, worauf die angegriffenen Entscheidungen beruhen (I.).

Unabhängig von den Umständen des vorliegenden Falls überschreitet die trotz
Fehlens einer eindeutigen Grundlage im geschriebenen Recht richterlich herbeige-
führte Verpflichtung der Beschwerdeführerin zur Auskunftserteilung zudem die
verfassungsrechtlichen Grenzen richterlicher Rechtsfortbildung, was die Be-
schwerdeführerin ebenfalls in ihren Rechten verletzt (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 20
Abs. 3 GG) (II.).
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I.

Die Beschwerdeführerin ist angesichts der Umstände des vorliegenden Falls
in ihrem durch Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG geschützten all-
gemeinen Persönlichkeitsrecht verletzt. Die Gerichte haben die Bedeutung, die
diesem Grundrecht hier zukommt, unzutreffend eingeschätzt (1.). Es kann nicht
ausgeschlossen werden, dass die Gerichte zu einem anderen Ergebnis gelangt
wären, wenn sie dem Grundrecht der Beschwerdeführerin bei der Abwägung mit
dem entgegenstehenden Interesse ihres früheren Ehemannes an der Durchset-
zung seines Regressanspruchs aus § 1607 Abs. 3 Satz 1 und 2 BGB das verfas-
sungsrechtlich gebotene Gewicht beigemessen hätten (2.).

1. Die Gerichte haben die Bedeutung, die dem allgemeinen Persönlichkeits-
recht der Beschwerdeführerin zukommt, unzutreffend eingeschätzt.

a) Die Beschwerdeführerin erleidet durch die Verpflichtung zur Auskunftsertei-
lung eine schwerwiegende Beeinträchtigung ihres allgemeinen Persönlichkeits-
rechts. Durch die Verpflichtung, über die Person des mutmaßlichen leiblichen Va-
ters Auskunft zu erteilen, wird sie gezwungen, eine geschlechtliche Beziehung zu
einem bestimmten Mann oder zu mehreren bestimmten Männern preiszugeben.
Damit muss sie intimste Vorgänge ihres Privatlebens offenbaren. Für die meisten
Menschen dürfte es wenige Vorgänge von größerer Intimität geben, deren Ge-
heimhaltung ihnen um ihrer persönlichen Integrität willen wichtiger wäre als ihre
geschlechtlichen Beziehungen.

Das aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG folgende allgemeine
Persönlichkeitsrecht schützt mit der Privat- und Intimsphäre der Einzelnen auch
Aspekte des Geschlechtslebens und das Interesse, diese nicht offenbaren zu
müssen. Der Schutz der Privat- und Intimsphäre umfasst Angelegenheiten, die
wegen ihres Informationsinhalts typischerweise als „privat“ eingestuft werden, ins-
besondere weil ihre öffentliche Erörterung oder Zurschaustellung als unschicklich
gilt, das Bekanntwerden als peinlich empfunden wird oder nachteilige Reaktionen
der Umwelt auslöst, wie es gerade auch im Bereich der Sexualität der Fall ist.
Fehlte es hier an einem Schutz vor der Kenntniserlangung anderer, wäre die
sexuelle Entfaltung erheblich beeinträchtigt, obwohl es sich um grundrechtlich ge-
schützte Verhaltensweisen handelt (vgl. BVerfGE 101, 361 <382> m.w.N.). Mit
dem Recht auf Achtung der Privat- und Intimsphäre spezifisch geschützt ist das
Recht, geschlechtliche Beziehungen zu einem Partner nicht offenbaren zu müs-
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sen, sondern selbst darüber befinden zu können, ob, in welcher Form und wem
Einblick in die Intimsphäre und das eigene Geschlechtsleben gewährt wird (vgl.
BVerfGE 117, 202 <233> m.w.N.).

b) Dem haben die Gerichte hier im Ansatz zutreffend das Interesse des
Scheinvaters an der Durchsetzung seines einfachrechtlichen Regressanspruchs
aus § 1607 Abs. 3 Satz 1 und 2 BGB gegenübergestellt. Obwohl das Interesse,
selbst darüber zu befinden, ob und wem Einblick in das Geschlechtsleben gewährt
wird, verfassungsrechtlich schwer wiegt, mag das Geheimhaltungsinteresse einer
Mutter gegenüber dem finanziellen Regressinteresse eines Scheinvaters in be-
stimmten Konstellationen etwa wegen ihres früheren Verhaltens weniger schutz-
würdig sein (vgl. für den Fall, dass der Scheinvater von der Mutter zur Vater-
schaftsanerkennung veranlasst worden war BGHZ 191, 259 ff.; s. auch BGH, Be-
schluss vom 2. Juli 2014 - XII ZB 201/13 -, FamRZ 2014, S. 1440 ff.). So mag ins-
besondere in solchen Konstellationen, in denen die Mutter aufgrund ihres Verhal-
tens dem Scheinvater wegen seiner dem Scheinkind erbrachten Leistungen nach
§ 826 BGB schadenersatzpflichtig ist (vgl. BGHZ 196, 207 ff. m.w.N.), ihr auch die
Verpflichtung zur Auskunftserteilung im Hinblick auf den Regressanspruch aus
§ 1607 Abs. 3 BGB verfassungsrechtlich zumutbar sein. Eine Verpflichtung der
Mutter, dem Scheinvater zur Durchsetzung seines Regressanspruchs auch gegen
ihren Willen Auskunft über die Person des Vaters zu erteilen, ist darum verfas-
sungsrechtlich nicht von vornherein ausgeschlossen.

c) Im vorliegenden Fall haben die Gerichte jedoch die Bedeutung des Rechts
der Beschwerdeführerin, selbst darüber zu befinden, ob, in welcher Form und
wem sie Einblick in ihre Intimsphäre und ihr Geschlechtsleben gibt, unzutreffend
eingeschätzt.

Das Amtsgericht hat dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht der Beschwerde-
führerin allein deshalb keine Bedeutung beigemessen, weil die Beschwerdeführe-
rin den Antragsteller, der bei Eingehung der Ehe davon ausgegangen sei, der leib-
liche Vater des Kindes zu sein, nicht darüber aufgeklärt habe, dass nicht er allein
als biologischer Vater in Betracht komme. Damit hat es den durch das allgemeine
Persönlichkeitsrecht gebotenen Schutz der Beschwerdeführerin unzulässig ver-
kürzt und hat es versäumt, deren Interesse, den Namen des mutmaßlichen Vaters
nicht nennen zu müssen, anhand der konkreten Umstände des Falls gegen das
finanzielle Regressinteresse des Antragstellers abzuwägen.
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Demgegenüber hat das Oberlandesgericht zwar festgestellt, dass die Ver-
pflichtung der Beschwerdeführerin, Auskunft über die Person des mutmaßlichen
Vaters ihres Kindes zu geben, deren Persönlichkeitsrecht berührt. Gleichwohl
setzt sich auch das Oberlandesgericht im Anschluss aus unzutreffenden Erwä-
gungen mit der Beeinträchtigung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts der Be-
schwerdeführerin nicht mehr auseinander und wägt deren Grundrecht damit nicht
weiter mit den finanziellen Interessen des Antragstellers ab. So stellt das Gericht
zunächst zwar zutreffend fest, das allgemeine Persönlichkeitsrecht schütze die
Befugnisse des Einzelnen, grundsätzlich selbst darüber zu entscheiden, inwieweit
und wem gegenüber er persönliche Lebenssachverhalte offenbart. Es nimmt dann
aber an, „ein solcher Eingriff“ liege hier nicht vor, weil aufgrund der erfolgreichen
Vaterschaftsanfechtung feststehe, dass die Beschwerdeführerin in der Empfäng-
niszeit mit einem anderen Mann geschlechtlich verkehrt habe; es gehe also „nur“
noch um die Frage, wer als Vater in Betracht komme. Damit verkennt das Gericht,
dass zur verfassungsrechtlich geschützten Intimsphäre der Mutter gerade auch
die Frage gehört, mit welchem Partner oder welchen Partnern sie eine geschlecht-
liche Beziehung eingegangen ist. Die Offenbarung und Nennung von Partnern
sexueller Kontakte ist mit Blick auf den Schutz der Privatsphäre der betroffenen
Frau oftmals sogar noch von größerer Brisanz als der Umstand, dass es über-
haupt zur außerehelichen Zeugung eines Kindes gekommen ist. Das durch das
allgemeine Persönlichkeitsrecht spezifisch geschützte Recht der Beschwerdefüh-
rerin, geschlechtliche Beziehungen zu einem bestimmten Partner nicht offenbaren
zu müssen, war mit der Offenlegung des Mehrverkehrs nicht verbraucht und hätte
bei der von den Gerichten vorzunehmenden Interessenabwägung weiter Berück-
sichtigung finden müssen.

2. Die Entscheidungen beruhen auf der Verkennung der Bedeutung des all-
gemeinen Persönlichkeitsrechts, weil die Gerichte gerade infolge dieser Verken-
nung die für und gegen die Schutzwürdigkeit der Beteiligten sprechenden konkre-
ten Umstände des vorliegenden Falls nicht näher gewürdigt und nicht in die Ent-
scheidung eingestellt haben. Insbesondere haben die Gerichte unberücksichtigt
gelassen, dass das Kind vor der Ehe gezeugt wurde und damit aus einer Zeit
stammt, in der ein Vertrauen des Antragstellers, allein als Kindesvater in Betracht
zu kommen, angesichts der Umstände des vorliegenden Falls nicht ohne weiteres
begründet war. In diesem Zusammenhang ist auch die Beschreibung der Qualität
der Beziehung zwischen der Beschwerdeführerin und dem Antragsteller zur Emp-
fängniszeit von Bedeutung, welche die Beschwerdeführerin lediglich als „locker“
bezeichnet hat und zu der die Gerichte keine weiteren Feststellungen getroffen
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haben. Die Gerichte sind auch nicht näher darauf eingegangen, dass die Be-
schwerdeführerin - vom Antragsteller unwidersprochen - dargelegt hat, dem An-
tragsteller gegenüber nie behauptet zu haben, das Kind könne nur von ihm ab-
stammen. Auch der Umstand, dass der Antragsteller nach der Scheidung im Jahr
1995 das Sorgerecht für das Kind gegen den Willen der Mutter für sich erstritten
hat, obwohl die Beschwerdeführerin ihm bereits 1994 in einem Brief die Möglich-
keit eröffnet hatte, dass er nicht der leibliche Vater sein könnte, wurde nicht ge-
würdigt. Möglicherweise wäre auch der vom Oberlandesgericht als nicht klärungs-
bedürftig angesehenen Frage Bedeutung beizumessen gewesen, ob die Darle-
gung der Beschwerdeführerin zutrifft, dass nicht sie den Antragsteller zur Ehe-
schließung veranlasst und so in die rechtliche Vaterschaft nach § 1592 Nr. 1 BGB
gedrängt habe. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Gerichte bei
Würdigung dieser Gesichtspunkte zu einem anderen Ergebnis gelangt wären.

II.

Die gerichtliche Verpflichtung der Mutter, zur Durchsetzung eines Regressan-
spruchs des Scheinvaters (§ 1607 Abs. 3 BGB) Auskunft über die Person des
mutmaßlichen Vaters des Kindes zu erteilen, überschreitet unabhängig von den
konkreten Umständen des vorliegenden Falls die verfassungsrechtlichen Grenzen
richterlicher Rechtsfortbildung, weil es hierfür an einer hinreichend deutlichen
Grundlage im geschriebenen Recht fehlt. Die Beschwerdeführerin ist dadurch in
ihren Grundrechten verletzt (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 20 Abs. 3 GG).

Auf die Generalklausel des § 242 BGB lässt sich ein Anspruch des Schein-
vaters gegen die Mutter, diesem zur Durchsetzung seines gegen den leiblichen
Vater des Kindes gerichteten Regressanspruchs aus § 1607 Abs. 3 BGB Auskunft
über die Person des mutmaßlichen Vaters zu erteilen, nicht stützen. Dafür fehlen
nähere Anknüpfungspunkte im einfachen Recht. Dieser bedürfte es aber, weil die
Auskunftsverpflichtung auf der einen Seite das Persönlichkeitsrecht der Mutter
erheblich beeinträchtigt (s.o., I.1.a), ohne dass auf der anderen Seite die zivilge-
richtliche Stärkung des vom Gesetzgeber schwach ausgestalteten Regressan-
spruchs des Scheinvaters verfassungsrechtlich geboten wäre (sogleich unter 3.a).

1. Der geltend gemachte Auskunftsanspruch ist nicht ausdrücklich geregelt,
obgleich das Gesetz mit § 1605 BGB eine Auskunftsregelung zur Durchsetzung
unterhaltsrechtlicher Ansprüche kennt. Diese Vorschrift ist hier jedoch nicht an-
wendbar. § 1605 BGB bestimmt, dass Verwandte in gerader Linie einander ver-
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pflichtet sind, auf Verlangen über ihre Einkünfte und ihr Vermögen Auskunft zu
erteilen, soweit dies zur Feststellung eines Unterhaltsanspruchs oder einer Unter-
haltsverpflichtung erforderlich ist. Eine Verpflichtung der Mutter, dem Scheinvater
Auskunft über geschlechtliche Beziehungen zu einem Partner zu erteilen, wenn
dies zur Feststellung einer Unterhaltsregressverpflichtung erforderlich ist, ist dort
hingegen nicht geregelt (vgl. BGHZ 191, 259 <265 f. Rn. 18>).

Die Zivilgerichte leiten den geltend gemachten Auskunftsanspruch aus § 242
BGB ab (s.o., A.I.). Sie stützen sich dabei auf die ursprünglich zu anderen Rechts-
verhältnissen begründete ständige Rechtsprechung, nach der Treu und Glauben
grundsätzlich gebieten, dem Anspruchsberechtigten einen Auskunftsanspruch zu-
zubilligen, wenn die zwischen den Parteien bestehenden Rechtsbeziehungen es
mit sich bringen, dass der Anspruchsberechtigte in entschuldbarer Weise über das
Bestehen oder den Umfang seines Rechts im Ungewissen ist, und der Verpflichte-
te in der Lage ist, unschwer die zur Beseitigung dieser Ungewissheit erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen (BGHZ 191, 259 <266 Rn. 20> m.w.N.).

2. a) Gegen die gerichtliche Begründung von Auskunftsansprüchen in Sonder-
verbindungen aufgrund der Generalklausel des § 242 BGB ist verfassungsrecht-
lich im Grundsatz nichts einzuwenden. Schöpferische Rechtsfindung durch ge-
richtliche Rechtsauslegung und Rechtsfortbildung ist praktisch unentbehrlich und
wird vom Bundesverfassungsgericht seit jeher anerkannt (vgl. BVerfGE 34, 269
<287 f.>; 49, 304 <318>; 65, 182 <190 f.>; 71, 354 <362>; 128, 193 <210>; 132,
99 <127 Rn. 74>). Dass der Gesetzgeber den Zivilgerichten mit den Generalklau-
seln des Privatrechts besonders weite Möglichkeiten der Rechtsfortbildung ver-
schafft, ist ebenfalls nicht zu beanstanden. Aus verfassungsrechtlicher Sicht bie-
ten die privatrechtlichen Generalklauseln den Zivilgerichten nicht zuletzt die Mög-
lichkeit, die Schutzgebote der Grundrechte zur Geltung zu bringen (vgl. BVerfGE
97, 169 <178>; stRspr) und so die gesetzgeberische Erfüllung grundrechtlicher
Schutzaufträge zu ergänzen; die Zivilgerichte verhelfen den Grundrechten so in
einem Maße zur praktischen Wirkung, das zu leisten der Gesetzgeber im Hinblick
auf die unübersehbare Vielfalt möglicher Fallgestaltungen (vgl. BVerfGE 102, 347
<361>) allein kaum in der Lage wäre (vgl. hierzu insbesondere Ruffert, Vorrang
der Verfassung und Eigenständigkeit des Privatrechts, 2001, S. 132, 232;
Poscher, Grundrechte als Abwehrrechte, 2003, S. 324 f.; Herzog/Grzeszick, in:
Maunz/Dürig, GG, Art. 20 VI Rn. 90 <Dez. 2007>; Michael/Morlok, Grundrechte,
4. Aufl. 2014, Rn. 571 f.).
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b) Die gerichtliche Rechtsfortbildung stößt jedoch an verfassungsrechtliche
Grenzen. Solche ergeben sich auch aus den Grundrechten. Sie müssen von Fall
zu Fall bestimmt werden und kommen auch bei richterlicher Rechtsfortbildung
aufgrund von Generalklauseln des Privatrechts zum Tragen.

Soweit die vom Gericht im Wege der Rechtsfortbildung gewählte Lösung dazu
dient, der Verfassung, insbesondere verfassungsmäßigen Rechten des Einzelnen,
zum Durchbruch zu verhelfen, sind die Grenzen richterlicher Rechtsfortbildung
weiter, da insoweit eine auch den Gesetzgeber treffende Vorgabe der höherrangi-
gen Verfassung konkretisiert wird (vgl. BVerfGE 34, 269 <284 ff., 291>; 65, 182
<194 f.>; 122, 248 <286> - abw. M.). Umgekehrt sind die Grenzen richterlicher
Rechtsfortbildung demgemäß bei einer Verschlechterung der rechtlichen Situation
des Einzelnen enger gesteckt (vgl. BVerfGE 65, 182 <194 f.>; 71, 354 <362 f.>;
122, 248 <286, 301> - abw. M.); die Rechtsfindung muss sich umso stärker auf die
Umsetzung bereits bestehender Vorgaben des einfachen Gesetzesrechts be-
schränken, je schwerer die beeinträchtigte Rechtsposition auch verfassungsrecht-
lich wiegt.

Bei der gerichtlichen Entscheidung zivilrechtlicher Streitigkeiten, in denen
überwiegend Interessenkonflikte zwischen Privaten zu lösen sind, trifft regelmäßig
die Beeinträchtigung einer Rechtsposition auf der einen Seite mit der Förderung
einer Rechtsposition auf der anderen Seite zusammen. Belastet ein Zivilgericht
eine Person etwa mit einer im Wege der Rechtsfortbildung begründeten Pflicht, so
erfolgt dies zumeist, um die Rechtsposition einer anderen Person zu stärken. Je
schwerer der verfassungsrechtliche Gehalt der gestärkten Position wiegt, umso
klarer ist eine entsprechende Lösung dem Gericht wie dem Gesetzgeber durch die
Verfassung vorgezeichnet und umso weiter kann die Befugnis der Gerichte
reichen, diese Position im Wege der Rechtsfortbildung - auch unter Belastung
einer gegenläufigen, aber schwächeren Rechtsposition - durchzusetzen (so etwa
BVerfGE 96, 56 <62 ff.>). Umgekehrt gilt jedoch genauso: Je schwerer die Belas-
tung verfassungsrechtlich wiegt und je schwächer der verfassungsrechtliche Ge-
halt der damit durchzusetzenden Gegenposition ist, umso enger sind die Grenzen
für die Rechtsfortbildung gesteckt, umso strikter muss sich also die zivilgerichtliche
Rechtsfindung innerhalb der Grenzen des gesetzten Rechts halten. Die Grenzen
richterlicher Rechtsfindung verlangen gerade dort besondere Beachtung, wo sich
die rechtliche Situation des Bürgers verschlechtert, ohne dass verfassungsrecht-
liche Gründe dafür ins Feld geführt werden können (BVerfGE 122, 248 <301>
- abw. M.). Auf eine privatrechtliche Generalklausel lässt sich eine verfassungs-
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rechtlich schwerwiegende Belastung eines Beteiligten dann umso weniger stützen,
je weniger sich im einfachgesetzlichen Umfeld Anknüpfungspunkte dafür finden
lassen (vgl. Röthel, Normkonkretisierung im Privatrecht, 2004, S. 120 f.).

3. Danach sind die verfassungsrechtlichen Grenzen richterlicher Rechtsfortbil-
dung hier durch die Grundrechte enger bemessen (a). Sie sind durch die angegrif-
fenen Entscheidungen überschritten (b).

a) Die grundrechtlichen Grenzen richterlicher Rechtsfortbildung sind hier en-
ger gesteckt, weil die Auskunftsverpflichtung verfassungsrechtlich geschützte
Rechtspositionen in erheblichem Maße beeinträchtigt, die für die Auskunftspflicht
ins Feld geführten Gründe hingegen verfassungsrechtlich gering wiegen.

Die mit der Auskunftsverpflichtung einhergehende Grundrechtsbeeinträchti-
gung der Beschwerdeführerin wiegt schwer (s.o., B.I.1.a). Darüber hinaus beein-
trächtigt die Verpflichtung der Beschwerdeführerin zur Auskunftserteilung mittelbar
das allgemeine Persönlichkeitsrecht und das Familienleben eines zu benennen-
den Mannes.

Dem steht hier allein das Interesse des Scheinvaters an einer Stärkung der
Durchsetzungsfähigkeit seines einfachgesetzlichen Regressanspruchs gegenüber.
Dass der Gesetzgeber den Regressanspruch durchsetzungsschwach ausgestaltet
hat, indem er es unterlassen hat, diesen durch einen entsprechenden Auskunfts-
anspruch zu flankieren, bedarf von Verfassungs wegen nicht der Korrektur. Der
Gesetzgeber war verfassungsrechtlich nicht gezwungen, einen durchsetzungs-
stärkeren Regressanspruch zu schaffen. Wie das Interesse der Mutter an der Ge-
heimhaltung intimer Daten ihres Geschlechtslebens einerseits und das finanzielle
Regressinteresse des Scheinvaters andererseits zum Ausgleich gebracht werden,
liegt im Ausgestaltungsspielraum des Privatrechtsgesetzgebers (dazu generell
BVerfGE 134, 204 <223 f. Rn. 68 ff.>). Auch der Ausgestaltungsspielraum des
Gesetzgebers findet zwar Grenzen in den Grundrechten der Betroffenen. Dass der
Gesetzgeber hier durch die Nichtregelung einer den Regressanspruch flankieren-
den Auskunftsverpflichtung grundrechtliche Mindeststandards zulasten des
Scheinvaters unterschritten hätte, ist jedoch - zumal angesichts des hohen verfas-
sungsrechtlichen Stellenwerts des betroffenen Geheimhaltungsinteresses der Mut-
ter - nicht ersichtlich. Auch im Rechtsvergleich erweist sich die uneingeschränkte
Gewährung eines Regressanspruchs nicht als selbstverständlich (vgl. Helms,
FamRZ 2013, S. 943 f. m.w.N.); die Wissenschaftliche Vereinigung für Familien-
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recht hat in ihrer Stellungnahme zu diesem Verfahren dargelegt, die hier in Rede
stehende Position des Scheinvaters sei nicht als in Europa allgemein konsentierter
Wert anzusehen.

Zwar können die Zivilgerichte individuelle Rechtspositionen grundsätzlich auch
über das verfassungsrechtlich gebotene Mindestmaß hinaus im Wege der Rechts-
fortbildung stärken. Im Fall des hier zu beurteilenden Auskunftsanspruchs ist der
Spielraum für richterliche Rechtsfortbildung, die über das verfassungsrechtlich
Gebotene hinausginge, jedoch wegen des entgegenstehenden Grundrechts der
Mutter enger bemessen.

b) Danach können die Gerichte die Verpflichtung einer Mutter, zur Durchset-
zung des Regressanspruchs aus § 1607 Abs. 3 Satz 2 BGB Auskunft über frühere
Geschlechtspartner zu erteilen, nicht allein auf die Generalklausel des § 242 BGB
stützen. Vielmehr setzt die gerichtliche Verpflichtung einer Mutter zur Preisgabe
des Partners oder der Partner geschlechtlicher Beziehungen konkretere gesetzli-
che Anknüpfungspunkte voraus, aus denen sich ablesen lässt, dass eine Mutter
zur Auskunftserteilung der fraglichen Art verpflichtet ist.

Solche Anknüpfungspunkte finden sich hier nicht. Die in § 1605 BGB getroffe-
ne Regelung von Auskunftsansprüchen im Unterhaltsrecht deutet im Gegenteil
darauf hin, dass zur Durchsetzung des Unterhaltsregressanspruchs keine Aus-
kunftspflicht bestehen soll. In § 1605 BGB ist die Verpflichtung Verwandter gere-
gelt, einander erforderlichenfalls über ihre Einkünfte und ihr Vermögen Auskunft
zu erteilen. Eine Verpflichtung der Mutter, Auskunft über geschlechtliche Bezie-
hungen zu einem Partner zu erteilen, findet sich hingegen nicht, obwohl dem Ge-
setzgeber nicht entgangen sein kann, dass zur Durchsetzung eines Regressan-
spruchs die Kenntnis des Erzeugers erforderlich ist und dass in vielen Fällen allein
die Mutter Hinweise auf die Person des Erzeugers geben könnte.

Auch der Anspruchsregelung in § 1607 Abs. 3 BGB selbst kann der erforderli-
che Anknüpfungspunkt nicht entnommen werden. Die Norm begründet lediglich
die materielle Rechtsposition, ohne deren Durchsetzbarkeit zu regeln. Ein Schluss
von der gesetzlichen Einräumung eines materiellrechtlichen Anspruchs auf die
Ermächtigung zur Nutzung der notwendigen Mittel zu seiner Durchsetzung ist je-
denfalls hier unzulässig, weil die Durchsetzung nur durch die gerichtliche Ver-
pflichtung der Auskunftsverpflichteten zur Preisgabe intimer Daten aus der Pri-
vatsphäre erreicht werden kann. Hinzu kommt, dass die auskunftsverpflichtete
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Person hier nicht einmal selbst Anspruchsgegnerin des durchzusetzenden materi-
ellen Hauptanspruchs ist. Der gesetzliche Regressanspruch des Scheinvaters
läuft ohne flankierenden Auskunftsanspruch auch nicht faktisch leer. Er bleibt,
nicht nur in Ausnahmefällen, durchsetzbar, wenn etwa der Scheinvater ohnehin
von der Person des tatsächlichen Vaters Kenntnis hat oder von ihm aufgrund einer
freiwilligen Information durch die Kindesmutter erfährt.

Schließlich bietet auch die eherechtliche Generalklausel des § 1353 Abs. 1
BGB keinen hinreichend konkreten Anhaltspunkt für eine Auskunftsverpflichtung
der Mutter. Auch die angegriffenen Entscheidungen beziehen sich auf § 1353
Abs. 1 BGB lediglich, um die Existenz einer in § 242 BGB vorausgesetzten rechtli-
chen Sonderverbindung zwischen Beschwerdeführerin und Antragsteller zu be-
gründen.

Mangels konkreten gesetzlichen Anknüpfungspunkts können die Gerichte al-
so, unabhängig von den konkreten Umständen des Einzelfalls, einen der Durch-
setzung des Unterhaltsregresses dienenden Auskunftsanspruch eines Scheinva-
ters gegen die Mutter generell nicht aus § 242 BGB herleiten. Soll der Regressan-
spruch des Scheinvaters gestärkt werden, müsste der Gesetzgeber tätig werden.
Der Gesetzgeber wäre nicht daran gehindert, eine Regelung zum Schutz des
Scheinvaters einzuführen, obwohl er hierzu nicht durch das Eingreifen grundrecht-
licher Schutzpflichten angehalten ist. Er könnte einen stärkeren Schutz vorsehen,
als ihn die Gerichte durch die Anwendung der bestehenden Generalklauseln ge-
währen können (vgl. BVerfGE 134, 204 <223 f. Rn. 70>), müsste dabei allerdings
dem entgegenstehenden Persönlichkeitsrecht der Mutter Rechnung tragen, das in
dieser Konstellation schwer wiegt.

III.

1. Die mit der Verfassungsbeschwerde angegriffenen Entscheidungen des
Amtsgerichts sowie des Oberlandesgerichts verletzen die Beschwerdeführerin in
ihrem allgemeinen Persönlichkeitsrecht aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1
Abs. 1 GG und in ihrem Grundrecht aus Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem
Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG).

Es ist angezeigt, nur den Beschluss des Oberlandesgerichts aufzuheben und
die Sache zur erneuten Entscheidung an das Oberlandesgericht zurückzuverwei-
sen (§ 95 Abs. 2 BVerfGG), weil es im Interesse der Beschwerdeführerin liegt,
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möglichst rasch eine das Verfahren abschließende Entscheidung zu erhalten (vgl.
BVerfGE 84, 1 <5>; 94, 372 <400>).

2. Da die Verfassungsbeschwerde begründet ist, sind der Beschwerdeführerin
die notwendigen Auslagen nach § 34a Abs. 2 BVerfGG zu erstatten.

Kirchhof Gaier Eichberger

Schluckebier Masing Paulus

Baer Britz
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